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Leonor Abujatum Berndt

Bildungsproteste und gesellschaftlicher Umbruch
in Chile
Vom Unmut über die Ungleichheit in der Bildung zur breiten sozialen

Bewegung*

«D/e Gesc/ii'c/iie gehört uns, es sind die Vöifcer, die sie schreiben.»
Aus der letzten Rede von Salvador Allende

Maria Eugenia Dominguez ist Ende vierzig. Sie gehört einer Generation an,
die sich mutig für das Ende der chilenischen Diktatur (1973-1990) einsetzte.
Mitte der ig8oer-Jahre, als das kaum jemand wagte, ging sie zusammen mit
vielen anderen Jugendlichen auf die Strasse, um zunächst gegen die Priva-
tisierungen im Bildungsbereich zu protestieren. Gemeinsam mit Men-
schenrechtsverteidiger/innen, Arbeiter/innen und Künstler/innen weite-
ten sie diese Bildungsproteste zu einer umfassenden Protestbewegung
gegen das Militärregime aus. Nicht wenige - teilweise auch Kinder - gerie-
ten in die Fänge des Repressionsapparats: Haft, Folter und selbst Mord wa-
ren der hohe Preis, den sie für eine demokratische Gesellschaft zu erleiden
bereit waren. Die ersten freien Wahlen kamen 1989 zustande - es herrschte
Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Was nach diesen Wahlen einsetzte,
wird in Chile rransicion' genannt: der Übergang von der Diktatur zur De-
mokratie. Eine ernüchternde Erfahrung.

Maria Eugenias 18-jährige Tochter heisst Eloisa Gonzalez. Sie war 2012

Sprecherin der Schülerversammlung ACES (Asamblea Coordinadora de

Estudiantes Secundarios) und ist eine der markantesten Figuren der aktu-
eilen Bildungsbewegung. Fast drei Jahrzehnte nach ihrer Mutter und vier
Jahrzehnte nach dem brutalen Ende der Volksfront-Bestrebungen unter
Salvador Allende setzen sie und ihre Generation sich erneut für ein demo-
kratisches und gerechtes Chile ein. Wiederum sind die Repressionsmass-
nahmen von staatlicher Seite gegen die protestierende Bevölkerung er-
schreckend ähnlich jenen, die unter dem Regime von General Pinochet
angewendet wurden. Ein Todesopfer ist zu beklagen, es gibt Tausende Ver-

* Gekürzte und aktualisierte Fassung des Beitrags «Chile: Ein Land im Umbruch? Wie aus
dem Unmut über soziale Ungleichheit eine Neoliberalismus-kritische Bewegung
wurde», erschienen in: Ehlers 2013.
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letzte; Notstands- und Antiterrorgesetze treten in Kraft. Nationale wie in-
ternationale Organisationen sprechen von Folter und von irregulären
Festnahmen bzw. Kidnapping seitens der Sicherheitskräfte, verstärkt ge-
genüber Minderjährigen.

Ab April 2011 gingen vornehmlich junge Menschen auf die Strasse, um
gegen das ungerechte Bildungssystem zu protestieren, das ihrer Ansicht
nach die gravierenden sozialen Ungleichheiten weiter vertieft. Die Protes-
te wuchsen zu einer der grössten sozialen Bewegungen Chiles an, mit der
sich immer breitere Teile der Gesellschaft auf unterschiedliche Weise soli-
darisierten. Dabei wurden zunehmend grundlegende Fragen aufgeworfen,
die die in Chile herrschende formale Demokratie neoliberaler Ausprägung
kritisch hinterfragten. Was als «Chilenischer Herbst» im April/Mai 2on be-

gann, setzte sich als Protestbewegung in allen darauf folgenden Jahreszei-
ten bis heute fort. Auch im Wahljahr 2013" ist kein Ende in Sicht und der
Druck auf die Politiker/innen nimmt weiter zu.

Sektorielle Forderungen von Ein-Thema-Bewegungen sind kein Novum
in Chile. Bereits seit einigen Jahren hatten sich unterschiedliche Teile der
Gesellschaft immer wieder gegen bestehende Ungerechtigkeiten erho-
ben.3 Die wenigsten konnten sich jedoch durchsetzen, denn als vereinzel-
te und zersplitterte Proteste konnten sie einfach in die Schranken gewie-
sen werden. Im orchestrierten Zusammenspiel zwischen herrschender
Politik, polizeilicher Gewalt und Medien wurde und wird alles getan, um
sämtliche Bewegungen zu zersprengen, bevor sie an Bedeutung gewinnen
können. Mit minimalen Zugeständnissen werden sie demobilisiert, sie
werden ignoriert oder kleingeredet, diffamiert und kriminalisiert (Buhl /

Korol 2008). Doch seit 2011 hat sich dies verändert. Die lang erprobte Herr-
schaftspraxis der Fragmentierung und Deckelung zeitigt zunehmend we-
niger Erfolg. Es ist davon die Rede, dass sich ein kultureller Wandel vollzo-
gen habe und dass die Menschen kritischer eingestellt seien (Vallejo 2012).

Grosse Teile der Bevölkerung zweifeln an der Berichterstattung und verur-
teilen die rücksichtslose Gewalt, die im Namen von Ordnung und Frieden
ausgeübt wird. Diverse Umfragen belegen, dass die gesamte politische
Klasse samt ihrer Institutionen (Kongress, Senat, Abgeordnetenkammer
usw.) in eine grosse Legitimations- und Repräsentationskrise gestürzt ist.''
Die Menschen beginnen zu erkennen, dass die Ursachen vieler Probleme
in den zutiefst neoliberalen Strukturen des Landes liegen, welche ihr eher-
nes Fundament in der 1980 von der Militärdiktatur verabschiedeten Ver-

fassung haben und seither von den staatlichen Organen garantiert, ausge-
baut und verwaltet worden sind. Nicht nur der Regierung und den
Politikern wird misstraut, sondern dem System als Ganzem.

Während das politische Bewusstsein der Bevölkerung sich schärft, neh-
men die Repressionsmassnahmen zu, Pressefreiheit und Versammlungs-
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recht werden eingeschränkt. Diese Umstände lösten Solidarisierungsef-
fekte in der Bevölkerung aus und beflügelten das Auftreten immer
kreativerer Formen zivilen Ungehorsams. Nach John Rawls artikuliert sich
dieser in «einer öffentlichen, gewaltlosen und gewissensbestimmten, aber

gesetzeswidrigen Handlung, die gewöhnlich eine Änderung der Gesetze
oder der Regierungspolitik herbeiführen soll» (Rawls 1975» 401). In Anbe-
tracht der Tatsache, dass es keinen Willen zum Dialog seitens der politi-
sehen Elite gibt, ist es nicht verwunderlich, dass sich die Protestwelle über
2011 hinaus bis heute fortsetzte und sich immer wieder auch passiver Ge-

waltmittel wie Blockaden und Besetzungen bediente.

Das chilenische Bildungssystem
Über Jahrzehnte hinweg waren immer mehr Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten des Staates in die Hände der Unternehmer übertragen worden,
bis schliesslich 2010 mit der Person Sebastian Pineras® das Unternehmer-
tum direkt in den Präsidentenpalast einzog und die Geschicke des Staates
unmittelbar in seine Hände nahm.

Der Präsident bezeichnet Bildung ganz offen als «Konsumgut» und er-
innert daran, dass «nichts im Leben umsonst ist» (Miranda 2011). Bildung
ist in Chile zu einer reinen Ware reduziert worden. Wie bei den meisten an-
deren käuflich zu erwerbenden Produkten gilt seit dem Militärregime
auch im Falle des chilenischen Bildungswesens die Logik: je höher die
Qualität, desto höher auch der Preis. Die soziale Ausgrenzung wird laut
UNESCO® bereits im Kindesalter durch ein dreigeteiltes Grundschulwesen
zementiert: Wohlhabende haben Zugang zu einer qualitativ hochwertigen
privaten Schulbildung, während sich die Angehörigen der Mittelschicht
nur mittelmässige, vom Staat subventionierte halbprivate Einrichtungen
leisten können. Die Armen werden dagegen mit einer ungenügenden öf-
fentlichen Schulbildung abgespeist. Zudem obliegt die Verantwortung für
staatliche Schulen nicht dem Bildungsministerium, sondern den jeweili-
gen Gemeinden. In Chile gibt es aber keinen Finanzausgleich zwischen
wohlhabenden und strukturschwachen Regionen. Damit sind die ärme-
ren Gemeinden, die ohnehin mit grossen sozialen Schwierigkeiten kon-
frontiert sind, von wenigen Ausnahmen abgesehen, mit dieser Aufgabe
überfordert. Dies führt zu unhaltbaren Zuständen: Die Gehälter der Leh-
rer/innen sind viel zu niedrig, die sozialen und psychischen Probleme der
Schulkinder aber umso grösser und dramatischer, die Infrastruktur und
andere Rahmenbedingungen unzumutbar, die pädagogischen Lernerfol-
ge am niedrigsten. Wenn auf den Protestdemonstrationen Plakate mit dem
Slogan «Nein zur Bildungs-Apartheid» zu sehen waren, dann darf dies kei-

neswegs als Übertreibung verstanden werden. Das dreigeteilte Schulwe-
sen zementiert die Undurchlässigkeit der Klassengesellschaft.
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Nicht besser sieht es im chilenischen Hochschulsystem aus. Der Staat

trägt von den Gesamtkosten im Bildungssektor nur t5 bis 20 Prozent, für
den Rest müssen die Familien privat aufkommen. In kaum einem anderen
Land der Welt ist ein Studium so kostspielig für Studenten wie in Chile.
Auch die Studiengebühren, selbst die der «staatlichen» Universitäten, zäh-
len laut Berechnungen der OECD mit durchschnittlich 350 Euro monatlich
zu den teuersten überhaupt. Ferner muss bedacht werden, dass das Min-
desteinkommen bei etwas mehr als 250 Euro im Monat liegt. Trotz gesetzli-
eher Vorschriften, welche Profite in universitären Einrichtungen verbieten
(die Einnahmen der Universitäten sollten in Forschung, Lehre, Ausstattung
usw. reinvestiert werden), ist das Hochschulsystem in der Praxis vorrangig
ein unternehmerisches Geschäft geworden, unter dem die Qualität vor al-
lern vieler privater Universitäten stark leidetJ Es herrscht die sogenannte
«Freiheit der Lehre», die zwar ein hohes Ideal ist, in der Praxis aber dazu
führt, dass keine demokratische Regulierungsmöglichkeit besteht, wenn
die Gebühren von Semester zu Semester weiter ansteigen.

Die Ablehnung der Verantwortung durch den Staat geht so weit, dass

man sich im Falle von Beschwerden nicht an das Bildungsministerium,
sondern an die Verbraucherzentrale wenden muss. Das geschieht auf-
grund der mangelnden Qualität der Studiengänge ziemlich oft. So können
die universitären Einrichtungen Studiengänge ohne jegliche Zukunfts-
Perspektiven erfinden oder schon vorhandene Studiengänge einfach nur
umbenennen, damit sie besser auf dem Markt angepriesen werden kön-
nen. Selbst Fächer wie Betriebs- und Volkswirtschaftslehre, Tontechnik
und Agrarwissenschaften wurden auf diese Weise den Ingenieurwissen-
Schäften zugeordnet. Das Ergebnis: Weniger als die Hälfte der Studienab-
gänger/innen arbeitet jemals im studierten Fachbereich. Von 100 Einge-
schriebenen beenden nur 60 ihr Studium. Ein akademischer Titel kostet
mithin sehr viel Geld, ist aber tatsächlich in der Regel immer weniger wert
und garantiert nur eines: abzubezahlende Schulden. Die Studenten be-

haupten deshalb, der chilenische Staat stelle die Freiheit der Bildungsun-
ternehmer über das Recht des Volkes auf Bildung.

Ausreichende Stipendien, «weiche Kredite», staatliche Bildungsförde-
rung (etwa entsprechend dem deutschen Bundesausbildungsförderungs-
gesetz) oder an die Zahlungskraft angepasste Studiengebühren gibt es

nicht. Zuschüsse für Verpflegung, Transport oder Unterrichtsmaterialien
sind ebenfalls begrenzt. Da grosse Teile der Mittel- und Unterschicht sich
die hohen Studiengebühren nicht leisten können und keinerlei oder nur
sehr wenig Unterstützung vom Staat erhalten, nehmen sie Studienkredite
auf. Mit Zinsen zwischen 5 und 7 Prozent ist das ein rentables Geschäft für
die privaten Banken. Dadurch zahlen die Wohlhabenden, die sich Bildung
bar leisten können, bis zu dreimal weniger als diejenigen, die sich gezwun-
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gen sehen, einen Kredit mit enormer Zinslast aufzunehmen, welchen sie

im Durchschnitt zwölf Jahre lang abbezahlen. In dieser Hinsicht gibt es je-
doch kleine Erfolge zu verzeichnen. So reichte die Regierung 2012 einen
Gesetzesvorschlag ein, um einerseits die Zinsen auf 2 Prozent zu reduzie-
ren und andererseits staatliche statt ausschliesslich private Studienkredi-
te zu vergeben. Dies erschien noch vor zwei Jahren als undenkbar.

Vorgeschichte der Bildungsproteste
Auch wenn es, vor allem vom Ausland aus betrachtet, so erscheinen mag,
als ob die Studentenbewegung im Laufe des Jahres 2011 plötzlich explo-
dierte, ist sie alles andere als eine spontane Erscheinung und kann auf
eine längere Vorgeschichte zurückblicken.

Im April 2006 begannen in Chile Schülerproteste, die in Anlehnung an
die im ganzen Land verbreiteten weiss-dunkelblauen Schuluniformen als
«Rebellion der Pinguine» in die Geschichte eingingen.® Sie richteten sich

gegen das chilenische Bildungsgesetz LOCE (Ley Orgânica Constitucional
de Ensenanza), welches am 10. März 1990 - einen Tag vor dem Ende der Mi-
litärdiktatur - erlassen wurde. Im Rahmen der zunächst von der Politik
weitgehend ignorierten Proteste kam es zu massenhaften Streiks von
Schüler/innen und sich solidarisierenden Student/innen, die in heftigen
Auseinandersetzungen mit der Polizei mündeten. Es wurde, obwohl von
der sozialdemokratischen Regierung Michelle Bachelets ursprünglich
nicht vorgesehen, eine Arbeitskommission eingerichtet, um ein neues Bil-
dungsgesetz auszuarbeiten. Die Schüler/innen gingen nach monatelan-
gen Mobilisierungen schliesslich auf das Dialogangebot ein und beende-
ten ihre Proteste. Das neue Gesetz zur Bildung LGE (Ley General de

Educaciön) unterschied sich jedoch kaum vom vorherigen LOCE-Gesetz
und ging keineswegs auf die von den Schülern kritisierten bildungspoliti-
sehen Grundprobleme ein.®

Die Schüler/innen, die 2006 massenhafte protestiert hatten, sind nach
dem Ende der Militärdiktatur aufgewachsen, sie mussten nun aber ihrer-
seits auf den Strassen und selbst in den Schulen Polizeigewalt und staatli-
che Repression erfahren. Sie wurden pauschal als Kriminelle abgestem-
pelt, aufgrund ihres Alters als Dialogpartner/innen infrage gestellt und
mit einer Pseudoreform sowie billigen Zugeständnissen abgespeist. Wäh-
rend die heutigen Schüler/innen immer noch mit den gleichen Problemen
zu kämpfen haben, sitzen ihre Vorgänger/innen inzwischen in den Hörsä-
len der Universitäten oder in spärlich ausgestatteten Räumlichkeiten aus-
schliesslich privater technischer Institute. Sie scheuen sich nicht vor par-
teiübergreifender Kritik an dem ungleichen Bildungssystem, welches vom
Militärregime eingeführt, unter den Regierungen der Coucerrariöw gefes-

tigt wurde und unter der gegenwärtigen Präsidentschaft weiter verankert
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wird. Sie haben die gesellschaftliche Dimension des Problems, das trans-
versai alle sozialen Schichten und Altersklassen betrifft, umfassend er-
kannt und nutzen nun das Know-how ihrer Generation, um aus dem Unmut
unmündiger - weil nicht repräsentierter - Bürger/innen eine dynamische
Bewegung zu formen.

Zentral für die Vorbereitung der Bildungsproteste war das Jahr 2009.
Kurz nachdem das in LGE umbenannte Bildungsgesetz Pinochets mit ge-
ringen Veränderungen in Kraft trat, fand ein nationaler Bildungskongress
statt. Organisiert wurde dieser vor allem durch den Studentenverband
CONFECH (Confederaciön de Estudiantes de Chile). In verschiedenen
Städten kamen Tausende Studierende, Lehrende, Schüler/innen, Dozent/
innen sowie weitere bildungspolitische und zivilgesellschaftliche Akteur/
innen zusammen, um sich über konkrete, bildungspolitische Ziele zu ver-
ständigen und Strategien zu deren Umsetzung zu entwickeln. Die Schluss-

folgerungen des Kongresses von 2009 bilden noch immer den roten Faden
der heutigen Bildungsbewegung.

2010 sollten die Proteste beginnen, doch das Erdbeben vom 27. Februar,
am Ende der Sommerferien, veränderte alles. Dabei erwies sich der hohe

Organisationsgrad der Studierenden als Vorteil, denn die freiwilligen stu-
dentischen Brigaden wurden wenige Stunden nach dem Erdstoss aktiv
und erreichten Tage vor Ankunft der staatlichen Hilfe die betroffenen Re-

gionen. Zehntausende Studierende organisierten sich aufgrund des Erd-
bebens auf landesweiter Ebene. Zum ersten Mal vernetzten sich Studenten
aus privaten und staatlichen Universitäten und arbeiteten eng zusam-
men - ein idealer Nährboden für politische Lernprozesse und für die Er-

eignisse, die kurze Zeit später folgen sollten.

Forderungen der Bildungsbewegung
Die Bildungsbewegung hat die folgenden zentralen Forderungen aufge-
stellt: Das Bildungssystem ist grundsätzlich zu überdenken, und die Frage
ist zu klären, welcher Wert der Bildung in der Gesellschaft zukommt. Wei-
tere kosmetische Veränderungen reichen nicht, es braucht eine tief grei-
fende Reform, welche alle Bildungsstufen inklusive der Ausbildung der Pä-

dagogen einbezieht. Der Zugang zu unentgeltlicher Bildung soll ein in der

Verfassung verankertes soziales Recht werden; dazu müssen unter ande-
rem durch eine Steuerreform mehr Gelder in den öffentlichen Sektor ge-
lenkt und zugleich die Verschuldung der Familien gestoppt werden. Das
Ziel müsse eine «educaciön publica, gratuita y de calidad» sein, eine öf-

fentliche, kostenlose und hochwertige Bildung.
Die Sprecher stellen sich kategorisch gegen das Konzept, das Bildung

als ein Konsumgut versteht, das gekauft werden müsse. Auch der Zugang
zur Hochschulbildung soll für alle, zumindest aber für die Armen und für
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Angehörige der Mittelschicht, durch Stipendien und andere Massnahmen
gewährleistet sein, um die Verschuldung der betroffenen Familien und ih-
ren sozialen Ruin zu verhindern. Bei den aktuellen Protesten geht es nicht
darum, die privaten Institutionen abzuschaffen, welche die überwältigen-
de Mehrheit in der Hochschulbildung ausmachen. Sie sind jedoch auf
Ausbildungsqualität und nicht wie bisher auf Gewinn auszurichten: Sie

sollten sich an das existierende Gesetz halten und der Staat solle dies
durchsetzen.

Ein Hauptanliegen der Bewegung bleibt, der Defmanzierung und Pre-

karisierung der 24 traditionellen Universitäten ein Ende zu setzen." Und
künftig sollen sie für die Studierenden unentgeltlich sein. Im Verständnis
der chilenischen Bildungsbewegung muss jedes Land, welches sich heut-
zutage in politischer, kultureller, wirtschaftlicher wie sozialer Hinsicht als
fortschrittlich bezeichnen will, einen öffentlichen, staatlich finanzierten
Bildungssektor unterhalten. Alle Mitglieder eines demokratischen Rechts-
Staates müssen durch egalitäre Ausbildungsverhältnisse die Kompeten-
zen entwickeln können, um an der demokratischen Willensbildung teilzu-
nehmen. Somit definieren die Jugendlichen das Thema Bildung als ein
soziales Problem des Wirtschaftssystems.

Finanzierungsalternativen
Eine Möglichkeit wäre - inspiriert durch die Umstrukturierungen in den
ig6oer-Jahren und bis 1973 als Folge der damaligen Studentenbewegung
(siehe Garreton 1987; Huneeus 1988) -, die Studiengebühren sozialverträg-
lieh nach der Höhe des jeweiligen Einkommens zu gestalten. Der zentrale
Vorschlag der Bewegung beinhaltet die Einführung einer progressiven Be-

Steuerung von Kapital und Unternehmen (auch der vielen inter- und mul-
tinationalen Konzerne). Dasselbe gilt für den Spitzensteuersatz, der in Chi-
le einfach umgangen wird, sodass von einem wahrhaftigen Steuerparadies
für Besserverdienende gesprochen werden kann. Bis Ende 2011 weigerte sich
die Regierung, eine Steuerreform überhaupt zu thematisieren - zurzeit wird
im Kongress darüber diskutiert und fast alle Präsidentschaftskandidaten
erachten sie als unumgänglich. Aktuelle Studien wie die der Fundaciön
Sol^ belegen, dass die obersten 5 Prozent der Wohlhabenden in Chile 830-
mal mehr verdienen als die untersten 5 Prozent der Armen. 10 Prozent der
Reichsten konzentrieren 40 Prozent aller Einkommen des Landes auf sich,
während 40 Prozent der Ärmsten lediglich auf einen Anteil von 1 Prozent
kommen.

Fakt ist, dass im Chile der 1960 er- und der beginnenden i97oer-Jahre, als
das Land siebenmal ärmer war als heute und knapp zweieinhalb Millio-
nen Menschen zur Schule gingen oder studierten, im gesamten öffentli-
chen Sektor keine Studiengebühren erhoben wurden. Heute gibt es zwar
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fast doppelt so viele Schüler/innen und Studierende, doch während in den
i97oer-Jahren Kupfer im Wert von 550 Millionen Dollar exportiert wurde,
erreichen die Exporte heute das 80-fache im Wert von rund 44000 Millio-
nen Dollar.^ Studierende und Kupferarbeiter sind sich aus diesem Grund
darin einig, dass die Gelder sehr wohl zur Verfügung stehen, um einen
qualitativ hochwertigen, umfassenden öffentlichen Bildungssektor zu un-
terhalten. Der nationale Streiktag vom 26. Juni 2013, zu dem Studenten,
Schüler, Hafen- und Bergbauarbeiter aufgerufen hatten, stand deshalb un-
ter dem Motto «Recuperar el cobre para la educaciön gratuita» (das Kupfer
zurückholen für eine kostenlose Bildung). Wenn die Reichen mehr Steuern
zahlen würden und wenn der Staat die Steuerbefreiung multinationaler
Firmen (beispielsweise auch der Kohle- und Energiekonzerne) aufheben
würde, wie es selbst der Internationale Währungsfonds im Oktober 20U

empfohlen hat, könnte in Chile ein kostenloser Zugang zur öffentlichen Bil-
dung gewährleistet werden. Durch eine Steuerreform könnten zudem nicht
nur die staatliche Bildung, sondern beispielsweise auch das kränkelnde
Gesundheitswesen finanziert werden. Schritt für Schritt würde man sich
so dem Ziel einer demokratischen Gesellschaft annähern. Die Regierung
hält dagegen, dass eine kostenlose Bildung nicht möglich sei. Nach ihrer
polemischen Argumentation wäre dies ungerecht, weil so die Armen die
Bildung der Reichen durch ihre Steuern mitfinanzieren müssten.

Die neue Art zu demonstrieren
Der Wahlkampfslogan der seit 2010 amtierenden Mitte-rechts-Koalition
um Präsident Sebastian Pinera lautete : «Die neue Art zu Regieren». Darauf
reagierte die Bewegung mit ihrer «neuen Art zu Demonstrieren». Sie ist
nicht nur geschickt in der Artikulation ihrer Ziele und Forderungen, son-
dern auch kreativ hinsichtlich ihrer Aktionsformen. Die Jugendlichen sind
äusserst einfallsreich darin, Aufmerksamkeit zu schaffen, zu informieren,
aufzuklären, noch Abseitsstehende und. Unbeteiligte für ihre Sache zu
bewegen. Sie gestalten ihre Proteste auf unterhaltsame Weise in Perfor-
mances und bedienen sich einprägsamer audiovisueller Botschaften. Sie

nutzen verstärkt soziale Netzwerke und die besetzten (Bildungs-)Einrich-
tungen, um Aktionen zu koordinieren.

So gingen Hunderte «Superhelden» unter dem Motto «Mit vereinten Su-

perkräften für Bildung in Chile» auf die Strasse. An einem anderen Tag
machten mehr als 3000 «Zombies» mit entsprechender Thriller-Choreo-
grafie auf das «Sterben der öffentlichen Bildung» aufmerksam. Eine Grup-
pe von Studenten der Universidad de Chile programmierte die Webseite
www.YoDebo.cl (ich schulde), auf der Tausende Bürger die Höhe ihrer Bil-
dungsschulden aufgelistet haben. Mitte August 2011 hatten über 5000 ein-
geschriebene Studenten annähernd 140 Millionen Dollar Schulden regis-
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triert. Äusserst interessant ist auch der Rückgriff auf sogenannte ürigatZas,
wie sie zu Allende-Zeiten aktiv waren. Diese Kunst-Brigaden nutzen, wie
damals, Wände, Haltestellen und Verkehrszeichen und bemalen sie mit
kritischen Wandbildern, Parolen, kurzen Statements und politischen Graf-
fiti. In allen grösseren Städten Chiles sprechen nun Wände Bände. Eine
wiederholte Aussage lautet: «Die Wände erzählen, was die Medien ver-
schweigen». Die Proteste haben mit 500000 beteiligten Menschen landes-
weit und bis zu 200 000 in der Hauptstadt Santiago eine historische Dirnen-
sion erlangt. Allein zwischen Mai und Dezember 2011 fanden über vierzig
Demonstrationen unter dem Motto «Bildung für alle» statte

Repression und Solidarisierungseffekte
Die Regierung stellte sich zunächst gegenüber dem Konflikt taub, ignorier-
te die Proteste oder redete diese klein. Als Ende Mai 2011 die Massenprotes-
te noch grössere Ausmasse annahmen, eine Reihe von Schulen sowie die
Mehrheit der Universitäten des Landes besetzt waren und Protestmärsche
mit Hunderttausenden Teilnehmern stattfanden, halfen das Wegschauen
und die polemischen Kriminalisierungskampagnen in den Medien nicht
mehr. Die Regierung erklärte deshalb im Juli 2011, die Zeit der Proteste sei

vorbei, und drängte darauf, die Mobilisierungen zu beenden. Die meisten
Protestaktionen wurden danach entweder gänzlich untersagt und auch
gewaltsam verhindert oder nur mit einer in letzter Minute veränderten
Route zugelassen. Auch genehmigte Demonstrationen wurden ohne of-
fensichtlichen Grund mit polizeilicher Brutalität vorzeitig beendet. Diese
Gewaltstrategie des Staates ging aber nicht auf, die Bewegung nahm auf-
grund der Eskalation sogar noch zu. Die zur Normalität gewordene Re-

pression löste Solidarisierungseffekte in der Bevölkerung aus.
Am 4. August 2011 wurde ein Marsch untersagt und gegen die dennoch

Protestierenden gewaltsam vorgegangen. Jede Person, die als Schüler/in
oder Student/in identifiziert werden konnte, musste damit rechnen, von
der Polizei am helllichten Tage brutal misshandelt zu werden. Wie ein
Lauffeuer verbreitete sich über Twitter und Facebook der Aufruf zu einem
cßceroZazo, einer Protestform, die es in Chile seit den ig8oer-Jahren nicht
mehr gegeben hatte. Als es 21 Uhr''"' war, schlugen landesweit Abertausen-
de Chilen/innen - wie vor Jahren gegen Augusto Pinochet - auf Töpfe und
Pfannen, um die staatliche Repression zu verpönen und die Bewegung zu
unterstützen. Seitdem kommt es immer wieder zu caceroZazos, vor allem
an Marschtagen und während der etwa fünfzehn Generalstreiks, die es

seither gab. Bemerkenswert ist, dass die caceroZazos teils auch in wohlha-
benden Vierteln ertönen - ein absolutes Novum.

Der zentrale Gewerkschaftsverband CUT hatte beschlossen, aufgrund
der extremen Gewalt seinen zweitägigen Generalstreik vom 24. und 25. Au-
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